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41     
4/2009-Sch 

 
  

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates  
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag, 2. Juli 2009  
   
Tagungsort:         Rathaussaal         
 
Beginn:           19.00 Uhr 
 
 
 

A n w e s e n d e : 
 

ÖVP-Fraktion: 
 
      1.   Bürgermeister   Mag. Reiter Johann als Vorsitzender 
   2.  Vizebgm.     Johann Schachl  
   3.  EG.        Dr. Renate Geist-Krojer 
     4.  GV.        Stefan Gaisbichler 
   5.  EG.        Dr. Helmut Geist  
   6.  EG.        Josef Loy    
     7.  GR.        Mag.Dr. Bernhard Roither 
   8.  GR.        Franz Huber  

9. GR.        Peter Wechselauer   
    10.  EG.        Matthias Kreuzer   
  11.  GR.        Franz Bauer    
 12.  GR.        Mag. Herbert Dachs-Machatschek 

13.  GR.        Dipl.-Ing.Dr. Alois Dachs   
 
 
   

SPÖ-Fraktion: 
 

   14.  Vizebgm.    Ing. Kurt Berger  
15.  EG.       Ing. Klaus Baran 
16.  GR.       Ing. Rudolf Stallinger 
17.  GR.       Ulrike Berger  
18.  EG.       Christian Mayr 
19.  EG.       Magdalena Berger 

  20.  GR.       Stockinger Rudolf   
21.  GR.       Ing. Karl Födinger 
22.  GR.       Herbert Kritzinger  

  23.  GR.        Josef Püringer  
  24.  GR.       Herbert Aigner 
  25.  EG.       Günther Kasper 
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FPÖ-Fraktion: 
 
26.  EG.         Ing. Heinz Hackl 

 27.  GR.        Mag. Erich Kaniak 
    28.       GR.        Walter Liehmann     
 
 

GRÜNE-Fraktion: 
 
29.  GR.        Wolfgang Vogel  
30.  GR.        Isolde Katamay  
31.  GR.        Mag. Maria-Bernadette Märzinger 

 
 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt    
 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hiezu gemäß den vorliegenden 

Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter 
Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  

 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 22.6.2009 öffentlich 

kundgemacht wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 7.5.2009 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      GV. Stefan Gaisbichler  
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm. Ing. Kurt Berger          
 
 Für die FPÖ-Fraktion:          GR. Ing. Heinz Hackl 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Wolfgang Vogel 
 
 
 
Der Bürgermeister nimmt die Angelobung des GR-Ersatzmitgliedes Magdalena Berger vor.  
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T a g e s o r d n u n g  

 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
a) Auftrag für den Kindergartenkinder-Bustransport für das KG-Jahr 2009/10 an die Firma Stern & 

Hafferl (Vergabe nach KM-Preis, Gesamt-Auftragssumme voraussichtlich rd. € 41.000,.-) 
 
b) Auftrag für die WC-Sanierung in der Gemeindearztordination an die Firma KHC Facility 

Management & Service GmbH (Auftragssumme rd. € 15.000,-) 
 
c) Auftrag für Planung und Bauleitung für den Kanalstrang Bründlweg in Steindorf an Ziviltechniker 

DI Irrgeher (Auftragssumme rd. € 3.800,-) 
 
d)  Auftrag für die Neu-Asfaltierung Skaterplatz an Firma Strabag (Auftragssumme rd. € 7.200.-) 
 
e) Auftrag für Lieferung und Montage neuer Geräte am Skaterplatz an die Firma IOU-Ramps 

(Auftragssumme rd. € 21.800.-) 
 
f) Auftrag für Lieferung und Montage mit Montageleiter und freiwilligen Helfern für die Geräte beim 

neuen Spielplatz in Kemating an die Firma Gestra (Auftragssumme rd. € 15.800.-) 
 
g) Aufnahme des bisherigen Bauamtsleiters von Schörfling, Herrn Günther Arnitz, mit Dienstvertrag 

vorerst befristet auf 1 Jahr als neuen Bauamtsleiter in Seewalchen in Nachfolge von Patrick 
Naderhirn 

 
h) Umwandlung der befristeten Dienstverträge der Reinigungskräfte im Schulzentrum (Berta Zieher, 

Christina Holzinger, Petra Brugger und Rodica Faje) aufgrund der sehr zufriedenstellenden 
Dienstleistung in ein unbefristetes Anstellungsverhältnis 

 
i) Gewährung einer Sonder-Subvention für die Marktmusikkapelle Seewalchen in Höhe von            

€ 2.000.- zum Ankauf eines neuen Pauken-Sets (vier Pauken, Gesamtinvestitionssumme rd.        
€ 8.000.-) 

 
j) Die Gemeinde Lenzing hat mitgeteilt, dass die Auslieferung des Essen auf Rädern aus dem 

Altenheim Lenzing mit 1.10.2009 eingestellt wird. Nach  Alternativen für die Essenlieferung wird 
derzeit gesucht bzw. an einer Kooperation mit der Gemeinde Schörfling gearbeitet.  

 
k)  An der Blutspendeaktion Anfang Juni haben 125 Bürger teilgenommen, davon 14 Erstspender. 
 
l) Für die Errichtung des 2. Beachvolleyballplatzes in Litzlberg wurde aus dem Ressort LH 

Pühringer ein Landeszuschuss aus Sportfördermittel in Höhe von € 8.500m,- zugesagt 
 
m) Für die Sanierungsarbeiten am Skaterplatz wurde aus dem Ressort LH Pühringer (Direktion 

Bildung und Gesellschaft) ein Landeszuschuss in Höhe von € 5.100,- zugesagt  
 
n) Für die Anschaffung weiterer Spielgeräte an den Kinderspielplätzen in Steindorf, Rosenau und 

Seewalchen-Strandbad wurde ein Landeszuschuss in Höhe von € 4.160,- zugesagt  
 
o) Bei der Marschwertung beim Bezirksmusikfest in Weißenkirchen trat die MMK Seewalchen in der 

Kunststufe E an und erreichte mit ihrer Marsch-Show einen Ausgezeichneten Erfolg mit der 
hohen Punktezahl von 96,09 und wurde damit auch Punktesieger. 

 
p) Bei der Grundeinlöseverhandlung für das Projekt Gehsteigverlängerung, Fahrbahnteiler und 

Schutzweg Neißingerstraße / Königswiese wurde mit den Grundanrainern ein positives Ergebnis 
erzielt. 
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q) Bei der wasserrechtlichen Bewilligungsverhandlung für das Kanalprojekt Haining am 2. Juni 

wurde ein positives Verhandlungsergebnis erzielt. Vor Bescheidausstellung müssen noch die 
hydrologischen Gegebenheiten im Bereich Roithweg geprüft werden, weil hier u.U. für die sehr 
seichten Trinkwasserbrunnen von der Behörde zusätzliche Sicherungsmaßnahmen 
vorgeschrieben werden könnten. 

 
r) Beim Partnerschaftstag in Freyung anlässl. des 20-jährigen Bestehens der Partnerschaft 

Seewalchen & Freyung nahmen rd. 140 Personen in drei Bussen (Gemeindevertreter, 
Vereinsabordnungen, Privatpersonen) an der gemeinsamen Fahrt nach Freyung teil. Der 
Partnerschaftstag bot ein buntes Programm und trug sehr zur Vertiefung der 
Partnerschaftsbeziehungen bei. 

 
 
 
Fragestunde 
 
6 Zuhörer, Keine Anfragen 
 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1  des Bürgermeisters vom 23.6.2009 
 
Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 u. ÖEK Nr. 1/2004; Änderung  

Grundsatzbeschlussfassung betreffend Umwidmung einer Teilfläche des Grst.Nr. 1016/9, KG 
Litzlberg, von Grünland +106 auf Bauland "Wohngebiet"  

 
Der Vorsitzende liest den Dringlichkeitsantrag (Beilage 1) vor. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 2  des Bürgermeisters vom 23.6.2009 
 
Prüfbericht 

über die am 22. Juni 20098 durchgeführte Prüfung 
 
Der Vorsitzende liest den Dringlichkeitsantrag (Beilage 2) vor. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 3  des Bürgermeisters vom 26.6.2009 
 
Dienstbarkeiten  

Abschließen von Dienstbarkeitsverträgen 
 
Der Vorsitzende liest den Dringlichkeitsantrag (Beilage 3) vor. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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Dringlichkeitsantrag Nr. 4  des Bürgermeisters vom 30.6.2009 
 
Bebauungsplan Nr. 35 „Seewalchen Seeufer“ – Änderung   

Neuerliche Grundsatzbeschlussfassung 
Antrag auf Änderung der Geschoßanzahl und Errichtung einer Doppelgarage auf dem Bauplatz Nr. 
14 (Helga Demmelbauer, Ampflwang) 

 
Der Vorsitzende liest den Dringlichkeitsantrag (Beilage 4) vor. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
1.  Beach-Volleyball-Platz  

Abschluss eines Pachtvertrages für den zweiten Beach-Volleyball-Platz im Seebad Litzlberg mit 
dem Land Oberösterreich 

 
Bgm. Reiter: 
Neben dem bereits bestehenden Beach-Volleyball-Platz im Seebad Litzlberg wurde von der 
Gemeinde nunmehr ein zweiter Platz errichtet. So wie beim ersten Platz bedarf es dazu auch für den 
zweiten Beach-Volleyball-Platz eines eigenen Pachtvertrages mit dem Land OÖ. als 
Grundeigentümer. Die jährliche Pachtpauschale beträgt so wie für den bisher schon gepachteten 
Platz € 1.200,- incl. Umsatzsteuer. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

vorliegenden Pachtvertrag  mit dem Land Oö. abzuschließen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
2.  Spielplatz Kemating 

Grundankauf 
 
Bgm. Reiter: 
Für die Errichtung des Spielplatzes in Kemating ist der Erwerb eines entsprechenden Grundstückes 
notwendig. Aufgrund einer schriftlichen Vereinbarung vom 20.5.2009 sind die Grundeigentümer Franz 
u. Brigitte Huber bereit, ein Grundstück mit einer Größe von 1.182 m² zu einem Betrag von € 15,00 
pro m² an die Marktgemeinde Seewalchen zu verkaufen.  
 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes das erforderliche  
Grundstück für den Spielplatz Kemating anzukaufen und den Kaufvertrag (Notar 
Dr.Gebetsberger Az. 387/09/N/Su) abzuschließen.  

 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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3.  Subvention 

Ansuchen der Evangelischen Pfarrgemeinde um finanzielle Unterstützung der Sanierung des 
Gemeindesaales samt Jugendtreff 

 
Bgm. Reiter: 
Mit Schreiben vom 3. Juni 2009 ersucht die Evangelische Pfarre Lenzing - Kammer und eine 
finanzielle Unterstützung der Sanierung des Gemeindesaales samt Jugendtreff (siehe im Akt 
befindliches Ansuchen). Der Gemeindevorstand hat sich mit diesem Ansuchen bereits in der Sitzung 
am 9. Juni 2009 befasst und vorgeschlagen, die evangelische Pfarre mit insgesamt € 20.000,- zu 
unterstützen. Der Zuschuss soll je zur Hälfte, aufgeteilt auf die Jahre 2009 und 2010, ausbezahlt 
werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

der Evangelischen Pfarrgemeinde A.B.  Lenzing – Kammer für die Sanierung des 
Gemeindesaales und Jugendtreffs in den Jahren 2009 und 2010 je einen Zuschuss in Höhe 
von € 10.000,- zu gewähren. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
4.  Rotes Kreuz 

Beschlussfassung über die Weitergabe von Bedarfszuweisungsmittel an das Rote Kreuz für den 
Neubau der Bezirksstelle Vöcklabruck 

 
Bgm. Reiter: 
Die Gemeindeabteilung des Landes hat dem Roten Kreuz für die Errichtung der Rot-Kreuz-
Bezirksstelle Vöcklabruck eine Bedarfszuweisung / IKD(Gem) - 311415/483-2009-Mad / in Höhe von 
€ 58.765,-  zugesagt. Der Anteil der Marktgemeinde Seewalchen a.A. beträgt lt. vorliegender 
Finanzierungsaufteilung € 2.204,-.  Damit die Gemeindeabteilung des Landes den Betrag an das 
Rote Kreuz zahlen kann, müssen die Gemeinden im Bezirk mittels Beschluss ihre Zustimmung 
geben. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den vorliegenden Finanzierungsplan zu beschließen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
5.  Winterdienst 

Beschlussfassung über die Vergabe der Winterdienstarbeiten für die Saison 2009/2010 
 
Bgm. Reiter: 
Der für 3 Räumperioden abgeschlossene Vertrag mit der Fa. Kircher ist ausgelaufen. Der 
Gemeindevorstand hat sich in seiner Sitzung am 9.5.2009 dafür ausgesprochen, dass eine 
Preisauskunft von der Fa. Kircher eingeholt  werden soll.  
Eine Ausschreibung war auf Grund der einzuhaltenden Fristen nicht möglich.  Die Fa. Kircher bietet 
den Winterdienst zu den bisherigen Konditionen an. Lediglich die Indexsteigerung von der 
vergangenen  Saison  bis zur kommenden Saison wurde berücksichtigt. Der Vertrag soll auf die 
Dauer einer Saison abgeschlossen werden.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Fa. Kircher, Zipf, auf Grund ihrer Preisauskunft vom 23.06.2009 mit der Durchführung 
des Winterdienstes für die Saison 2009/2010 zu beauftragen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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6.  Bioabfall 

Abschluss eines Entsorgungsvertrages für biogene Abfälle mit der AVE für das Jahr 2010 
 
Bgm. Reiter: 
Im Jahr 2009 wird der Biomüll durch die AVE entsorgt. Bei Abschluss des einjährigen Vertrages 
wurde davon ausgegangen, dass das neue Abfallwirtschaftsgesetz im Jahr 2009 beschlossen und mit 
1. Jänner 2010 vollzogen werden kann.  Das Gesetz wurde am 7. Mai 2009 durch den Landtag 
verabschiedet. Im Hinblick darauf, dass  das Gesetz Neuerungen in Bezug auf den Anschluss von 
Objekten an die Biotonnenentleerung mit sich bringt, und von den Gemeinden wieder individuelle 
Lösungen für die Abfuhr des Restmülls, von nur zeitweilig bewohnten Objekten (Zweitwohnsitzen) 
ermöglicht, und da weiters noch nicht abzusehen ist, wann die Erlässe, die die Durchführung des 
Gesetzes regeln, zur Verfügung stehen, soll die neu zu beschließende Müllabfuhrordnung durch den 
künftigen Gemeinderat beschlossen werden. Dies steht in Einklang mit den Übergangsbestimmungen 
des Abfallwirtschaftsgesetzes 2009.  
 
Um im Jahr 2010 den Biomüll entsorgen zu können, soll mit der AVE ein neuer Vertrag, wieder 
beschränkt auf die Dauer eines Jahres, abgeschlossen werden. Der Vertragsentwurf sieht die selben 
Konditionen, die auch für das laufende Jahr gelten, vor. Der Preis für die Entleerung der Tonne im 
Jahr 2010 ist der Gleiche wie der für das laufende Jahr. Die Zusammenarbeit zwischen AVE und 
Verwaltung war bisher ohne Probleme.   
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Umweltausschusses mit der AVE für das Jahr 
2010 den vorliegenden Vertrag über die Entsorgung des Biomülls abzuschließen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
7.  Landesprogramm E-Gem 

Beitritt der Gemeinde zum Landesprogramm Energiespargemeinden 
 
Bgm. Reiter: 
 
Die Erstellung von kommunalen Energiekonzepten ist eine wichtige Maßnahme des O.Ö. 
Energiesparkonzeptes. Die Gemeinde Seewalchen sollte sich daran beteiligen. 
Kommunale Energiesparkonzepte verfolgen grundlegende Ziele wie: 
 

• Reduktion des Energieverbrauches 
• Nutzung der regional verfügbaren erneuerbaren Enegieträger 
• Regionale und heimische Wertschöpfung 
• Beitrag zum Klimaschutz  
• Information und Partizipation 

 
Das Energieressort des Landes Oö. fördert die Entwicklung, Vorbereitung und Durchführung von 
lokalen Energiesparprogrammen und ganzheitlichen lokalen Energiekonzepten und die dabei 
anfallenden Kosten bis zu einem Betrag von € 20.000,-- pro Gemeinde. 
 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

auf Grund der einhelligen Empfehlung des Umweltausschusses dem Landesprogramm “E-
Gem“ beizutreten.  

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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8.  Kanalisation 

Beitritt der Gemeinde zur Kanalnachbarschaft (eingerichtet beim Amt der Oö. Landesregierung) 
   
Bgm. Reiter: 
Der Instandhaltung und damit der Substanzerhaltung, der Kanalisationsanlage kommt immer mehr 
Bedeutung zu. Damit Förderungsgelder für Instandhaltungsmaßnahmen in Anspruch genommen 
werden können, sind Kanalanlagen ständig zu warten und zu überprüfen. Wie dies zu erfolgen hat 
wird durch das Land Oberösterreich, Wasserrechtsbehörde, vorgegeben. In jeder wasserrechtlichen 
Bewilligung sind   Instandhaltungsarbeiten Gegenstand des Bescheides. 
Die Kanalnachbarschaften, die vom Österreichischen Wasser- und Abfallwirtschaftsverband 
eingerichtet werden, stellen einen Zusammenschluss von Gemeinden und  Verbänden dar. 
Diese Nachbarschaften werden von Hofrat DI. Trauner betreut. Die sog. Nachbarschaftstage, die 
einmal im Jahr stattfinden, dienen der Schulung des Instandhaltungspersonals, dem 
Erfahrungsaustausch, und es wird über Probleme und Lösungen, die die Kanalinstandhaltung 
betreffen, referiert. Damit kann rationelle Kanalinstandhaltung  betrieben werden. 
Die dafür erforderliche jährliche Umlage beträgt für Gemeinden mit einer Abwasserbelastung bis 
5.000 Einwohner 72,00 Euro.  
Die Einrichtung genießt die ausdrückliche Unterstützung des Landes Oberösterreich und eine 
Teilnahme an der Kanalnachbarschaft wird auch als Entsprechung der wasserrechtlich 
vorgeschriebenen laufenden Wartung und Kontrolle des Kanalnetzes durch fachlich geschultes 
Personal angesehen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Umweltausschusses der Kanalnachbarschaft 
beizutreten 

 
GR.Kaniak erachtet es nicht als sinnvoll so viele Beitritte zu haben. Er regt eine Evaluierung an um zu 
schauen welche Beitritte sinnvoll seien und etwas bringen. Was bringe die Energie, die 
Kanalnachbarschaft usw. und dann solle man austreten, wenn etwas nichts bringe. 
 
Vizebgm.Berger betont, dass es bei der Kanalnachbarschaft um etwas anderes gehe. Hier gehe es 
nicht um einen Verein, sondern darum, dass man eine Möglichkeit habe, Mitarbeiter zu schulen. Es 
sei keine Auslagerung des Landes auf die Gemeinden sondern man habe die Verpflichtung das 
Kanalnetz entsprechend zu erhalten und daher brauchen die Mitarbeiter die neuesten Erkenntnisse 
was Sicherheitstechnik usw. betreffe. Er meine die Schulung der Mitarbeiter müsse das einfach Wert 
sein und sei für eine Zustimmung. Es gebe sicherlich einige Vereine wo man in der nächsten Periode 
überlegen sollte ob es sinnvoll sei dabei zu bleiben. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
9.  Straßenbau 2009 

Zuschlagsentscheidung betreffend Straßenbauarbeiten 
 
Bgm. Reiter: 
Für den Straßenbau 2009 wurde die Ausschreibung mittels eines offenen Verfahrens gemäß den 
Bestimmungen des BVG durchgeführt. Aufgrund der überprüften Anbote wurde die Firma Mörtinger-
Grohmann als Bestbieter ermittelt.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund des Vergabevorschlages der Bauleitung die Zuschlagsentscheidung für die 
Straßenbauarbeiten 2009   an die Firma Mörtinger-Grohmann, Tief- Hoch- und Straßenbau 
GesmbH, Gamperstraße Süd 3, 5400 Hallein, zu einem Preis von € 100.700,45 incl. Mwst, zu 
treffen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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10. Straßenbau 

Auftragserweiterung betreffend Asfaltierung des Buchenweges 
 
Bgm. Reiter: 
Im Budget für 2009 sind € 130.000,-- (ohne Anton Brucknerstraße) für den Straßenbau vorgesehen. 
Aufgrund des Anbotergebnisses ist mit Kosten von ca. € 100.000,-- zu rechnen, wobei noch 
eventuelle zusätzliche Kosten für Herstellung des Unterbaues in Höhe von ca. € 13.000,-- kommen 
könnten. Sollten die Mehrkosten nicht zum Tragen kommen, könnte zusätzlich der Buchenweg 
saniert werden.  
Asphaltierung Buchenweg: Kostenschätzung mit Frostkoffer ca. € 30.000,-- ohne Frostkoffer ca. € 
18.000,--.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den Grundsatzbeschluss zu fassen, der Auftragserweiterung an die Firma 
MörtingerGrohmann für die Asphaltierung des Buchenweges unter der Voraussetzung, dass 
die Mehrkosten für die Herstellung des Unterbaues in Ursprungweg und in der Moorstraße  
nicht zum Tragen kommen, zuzustimmen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
11. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 – Änderung Nr. 44; 

Endgültige Beschlussfassung (Grundsatzbeschluss vom 1.4.2008) 
Umwidmung von Teilflächen der Grundstücke Nr. 3448/1, 3448/2, 3448/3 u. 3447/2, , KG. 
Seewalchen, von Grünland  auf Bauland „Wohngebiet“ (Liftinger Alfred, Seewalchen)  

 
BA-Obmann Schachl: 
Aufgrund des Grundsatzbeschlusses vom 1.4.2008 wurde das Stellungnahmeverfahren gemäß den 
Bestimmungen des Oö.Raumordnungsgesetzes durchgeführt. 
 
Seitens der Abteilung Naturschutz wurde festgestellt, dass die Widmung den Vorgaben des ÖEK 
entspricht und im weitesten Sinne als Abrundung zu beurteilen ist. Dem Vorhaben kann aus 
Naturschutzsicht vorbehaltlos zugestimmt werden.  
 
Seitens der Abteilung Raumordnung sind Einwände aus fachlicher Sicht nicht gegeben. Angemerkt 
wird, dass eine Neuwidmung in dieser Größenordnung (7.200 m²) ohne abgesicherte 
Nutzungsintention kaum nachvollziehbar wäre. 
 
Von den Grundeigentümern Egger Gerald u. Heidi wurde eine Stellungnahme abgegeben. Sie 
ersuchen von einer Wohngebietswidmung ihres Grundstückes Abstand zu nehmen.   
Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses der Änderung Nr. 44 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 betreffend Umwidmung von Teilflächen der 
Grundstücke Nr. 3448/1, 3448/2, 3448/3 u. 3447/2, KG. Seewalchen, von Grünland  auf 
Bauland „Wohngebiet“, zuzustimmen. 

 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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12. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung  

Grundsatzbeschlussfassung betreffend Umwidmung der Grst.Nr. 1977, .69, 1978, .70/1, .70/2, 
.71, .70/4, 1982, .73, .74, .75, 1981/2, KG Seewalchen, von Bauland "Dorfgebiet" auf M – 
gemischtes Baugebiet  (Marktgemeinde Seewalchen) 
 

BA-Obmann Schachl: 
Im Zuge der Beratungen in der Bauausschutzsitzung vom 18.3.2009 wurde eine Änderung der 
Widmung von Dorf- auf Wohngebiet angeregt. Die beantragten Grundstücke liegen im Hauptort der 
Marktgemeinde Seewalchen im Bereich des Kirchenplatzes entlang der Hauptstraße.  
 
Die Marktgemeinde Seewalchen hat über die oben angeführten Grundstücke ein Neuplanungsgebiet 
verhängt und im Zuge dessen die Erstellung eines Bebauungsplanes beauftragt.  
Aufgrund der sehr dichten Verbauung im Bereich der Grst. Nr. 1981/1, 1982 und 1978 soll diese in 
ihrer derzeitigen bestehenden Höhen- und Flächenentwicklung eingefroren werden. Im südlichen 
Bereich auf Grst. Nr. 1977, sollen lt. Konzept Arch. Stögmüller mehr als 3 Wohnungen und 2 
Geschoße entstehen. Von Seiten der Ortsplanung ist dieses Projekt in vorliegender Form nicht 
umsetzbar. Die gewünschte Umwidmung von Dorfgebiet in Wohngebiet hat ein Flächenausmaß von 
rund 6.200 m².   
 
Von Seiten der Ortsplanung wurde angemerkt, dass die vorliegenden Unterlagen von Herrn Arch. 
Stögmüller, datiert mit 14. 01. 2008, für die Errichtung einer Wohnanlage mit mehr als 3 Wohnungen 
im Dorfgebiet, aufgrund der gesetzlichen Gegebenheiten, unzulässig ist.  
Um eine Wohnanlage mit 2 Objekten mit jeweils mehr als 3 Wohnungen und mehr als 2 Geschoßen 
durchführen zu können, soll dieser Bereich von der derzeitigen Widmung Dorfgebiet in die Widmung 
Wohngebiet umgewidmet werden.  In der Widmung Wohngebiet gibt es keine Beschränkung im 
Bezug auf die max. zulässigen Wohnungen und Geschoße.  
 
Von Seiten der Ortsplanung spricht nichts gegen die Umwidmung von derzeit Dorfgebiet auf 
Wohngebiet im Bezug auf das Grst. Nr. 1977.  
 
Es wird jedoch von Seiten der Ortsplanung empfohlen, von einer Umwidmung in Wohngebiet der 
übrigen Grundstücke Nr. 1978, .70/1, .70/2, .71, .70/4, 1982, .73, .74, .75, 1981/2 abzusehen, da It. 
Oö. Betriebstypenverordnung 1997 Anlage 3 (siehe Beilage) im Wohngebiet nur max. 100 und im 
Dorfgebiet max. 150 Sitz- und Verabreichungsplätze zulässig sind. Betroffen davon ist das Gasthaus 
Stallinger. Es würde somit diese Fläche niedriger gestellt werden, als in der derzeit rechtskräftigen 
Widmung Dorfgebiet.  
 
Aus ortsplanerischer Sicht wird vorgeschlagen, die Widmung M - Gem. Baugebiet für diesen 
Kernbereich (Grst. Nr. 1978, .70/1, .70/2, .71, .70/4, 1982, .73, .74, .75, 1981/2) zu widmen, da hier 
die Grenzwerte höher als im Dorfgebiet liegen. Bezüglich Umwidmung des Grst. Nr. 1977 in 
Wohngebiet besteht von Seiten der Ortsplanung kein Einwand.  
 
In der Sitzung des Bauausschusses wurde einstimmig festgelegt, dass das gesamte 
Neuplanungsgebiet als Mischgebiet gewidmet werden soll.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses den Grundsatzbeschluss zu 
fassen, der Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 betreffend Umwidmung der 
Grundstückes Nr.1977, 1978, .70/1, .70/2, .71, .70/4, 1982, .73, .74, .75, 1981/2 von derzeit 
Dorfgebiet in M – Gemischtes Baugebiet zuzustimmen.  

 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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13. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung  

Grundsatzbeschlussfassung betreffend Umwidmung einer Teilfläche des Grst.Nr. 844,  
KG Litzlberg, von Grünland auf Bauland "Dorfgebiet" (Kurt Kaltenbrunner, Gerlham) 

 
BA-Obmann Schachl: 
Kurt Kaltenbrunner hat mit Eingabe vom 2.6.2009 die Umwidmung einer Teilfläche des Grundstück. 
Nr. 844, KG Litzlberg, von Grünland in Bauland „Dorfgebiet“ beantragt.  
Das beantragte Teilgrundstück liegt im südöstlichen Randbereich der Ortschaft Gerlham, KG 
Litzlberg. Im direkten nord- und westlichen Anschlussbereich der beantragten Änderung befindet sich 
bereits gewidmetes und genutztes Dorfgebiet. Die Erweiterungsfläche hat ein Gesamtausmaß von 
rund 680 m² und soll als Bauparzelle dienen.  
Im derzeit rechtskräftigen Örtlichen Entwicklungskonzept Nr. 1 der Marktgemeinde Seewalchen ist 
dieser Bereich mit einem Blauen Kreis definiert.  
Definition Blauer Kreis: Halten der Siedlungsränder - Arrondationen und Auffüllen von so genannten 
Baulücken entsprechend den 10 Kriterienpunkten möglich.  
Lt. Problem-, Ziel- und Maßnahmenkatalog wurde für die Ortschaft Gerlham die Maßnahme 
festgelegt, dass primär keine weiteren Siedlungsentwicklungen mehr stattfinden sollen. Es sind 
jedoch geringfügige Arrondationen des Siedlungskörpers möglich, ebenso das Auffüllen von 
"Baulücken" entsprechend den 1 0 Kriterienpunkten, sofern Landwirtschaften dadurch nicht in ihrer 
Ausübung beeinträchtigt werden - Widmungskonflikt Wohnhäuser in direktem Umfeld von 
Landwirtschaften.  
Der Anschluss für die öffentliche Trinkwasserversorgung ist möglich, die öffentliche 
Abwasserentsorgung ist derzeit noch nicht in diesem Bereich vorhanden. Es ist jedoch der baldige 
Baubeginn der Ortskanalisation geplant. Die Abwässer müssen vorerst über eine Senkgrube entsorgt 
werden. Die Aufschließung des neuen Grundstückes wird durch einen Servitutenweg über Grst. Nr. 
844 geklärt.  
Aus fachlicher Sicht der Ortsplanung ist die Umwidmung in beantragtem Ausmaß von 680 m² 
möglich.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses den Grundsatzbeschluss zu 
fassen, der Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 betreffend Umwidmung einer 
Teilfläche des Grundstückes Nr. 844, KG Litzlberg im Ausmaß von ca. 680 m²  von Grünland 
auf Bauland „Dorfgebiet“ zuzustimmen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 

 
14. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung  

Grundsatzbeschlussfassung betreffend Umwidmung einer Teilfläche des Grst.Nr. 2716,  
KG Seewalchen, von Grünland auf Bauland "Dorfgebiet" (Dachs Johann, Haidach) 

 
BA-Obmann Schachl: 
Herr Johann Dachs beantragt die Umwidmung eines Teilbereiches aus Grst. Nr. 2716 von derzeit 
Grünland auf Bauland - Dorfgebiet. Das beantragte Teilgrundstück liegt im westlichen Randbereich 
der Ortschaft Haidach, KG Seewalchen. Im direkten östlichen Anschlussbereich der beantragten 
Änderung befindet sich bereits gewidmetes und genutztes Dorfgebiet.  
Die gewünschte Neuwidmung hat ein Gesamtausmaß von rund 360 m² und soll als 
Erweiterungsfläche für ein Auszugshaus zum bestehenden Bauernhaus mit Stall auf Grst. Nr. 2708 
dienen.  
Im derzeit rechtskräftigen Örtlichen Entwicklungskonzept Nr. 1 der Marktgemeinde Seewalchen ist 
dieser Bereich mit Siedlungsgrenzen und einem Freihaltebereich (Grünkeil / Grünverbindung) 
definiert. Die beantragte Umwidmungsfläche liegt außerhalb der Siedlungsgrenzen It. ÖEK, der 
eingetragene Freihaltebereich (Grünkeil / Grünverbindung) wird geringfügig angegriffen, jedoch die 
Funktion - Trennung der Ortschaften - bleibt zur Gänze aufrechterhalten.  
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Es handelt sich hierbei um eine Geringfügigkeit, die keine ÖEK-Änderung erfordert, weil kein 
eigenständig bebaubares Grundstück neu gewidmet wird sondern es sich hierbei nur um eine 
Ergänzung zum bestehenden Bauland handelt.  
Dieser Bereich ist mit der technischen Infrastruktur wie Wasser, Kanal und Verkehr voll erschlossen.  
Die geringfügige Erweiterung von 360 m² Dorfgebiet ist von Seiten der Ortsplanung möglich, da im 
gegenüberliegenden südlichen Bereich bereits Dorfgebiet besteht und es sich somit um eine 
Begradigung der westlichen Grenzlinie des Dorfgebietes handelt.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses den Grundsatzbeschluss zu 
fassen, der Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 betreffend Umwidmung einer 
Teilfläche des Grundstückes Nr. 2716, KG Seewalchen im Ausmaß von ca. 360 m²  von 
Grünland auf Bauland „Dorfgebiet“ zuzustimmen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
15. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 – Änderung 

Beratung betreffend Umwidmung eines Teilbereiches aus Grundstück Nr. 2868/1,    
KG. Litzlberg, von „Grünland“ auf Bauland „Dorfgebiet“ (Rudolf und Gertraud Kroiss, Ainwalchen 
13, 4863 Seewalchen) 
 

BA-Obmann Schachl: 
Aufgrund des Grundsatzbeschlusses vom 5.2.2009 wurde das Stellungnahmeverfahren durchgeführt.  
Seitens der Naturschutzsicht wurde das Vorhaben negativ beurteilt. Die Abteilung Raumordnung teilt 
mit, dass von einer allenfalls noch positiv zu beurteilenden „Arrondation oder Auffüllung“ – wie im 
ÖEK grundsätzlich als zulässig erklärt –im konkreten Fall nicht ausgegangen werden kann. Im 
Bauausschuss wurde jedoch einvernehmlich besprochen, einen Beharrungsbeschluss zu fassen, weil 
es sich bei der geplanten Umwidmung nur um eine geringfügige Erweiterung des Dorfgebiets handelt. 
Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses den Beschluss zu fassen, der 
Änderung Nr. 53 zum Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 betreffend Umwidmung eines 
Teilbereiches aus Grundstück Nr. 2868/1, KG. Litzlberg, von „Grünland“ auf Bauland 
„Dorfgebiet“ zuzustimmen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
16.  Bebauungsplan "Polheimerweg" 

Grundsatzbeschlussfassung betreffend Erstellung eines Bebauungsplanes für einen Teilbereich 
in Litzlberg  

 
BA-Obmann Schachl: 
Frau Melanie König hat die Erstellung eines Bebauungsplanes im Bereich des Grundstückes Nr. 
1016/7, KG Litzlberg angeregt, da das bestehende Doppelwohnhaus geteilt werden soll.   
Das Grundstück Nr. 1016/7 liegt in der Grünlandwidmung Gz 1 Grünzug Seeufer und das darauf 
befindliche Wohngebäude wurde als Sternchenbau +106 ausgewiesen.  
 
Im östlichen Anschlussbereich wird bei den Grst. Nr. 1016/10, 1016/15, 1016/16, 1016/21, 1016/22, 
1016/6 jeweils der Bauwich wesentlich unterschritten.  
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Aus ortplanerischer Sicht wird grundsätzlich die Erstellung eines Bebauungsplanes zur 
Gewährleistung einer geordneten Bebauung empfohlen, weiters sollten die Bestandsbauten im 
Bebauungsplan in Ihrer Größe und Höhe eingefroren werden.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag, 

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses den Grundsatzbeschluss 
betreffend Erstellung des Bebauungsplanes „Polheimerweg“ für die Grundstücke Nr. 
1016/12, 1016/11, 1016/20, 1016/34, 1016/19, 1016/17, 1016/6, 1016/24, 1016/9, 1016/7, 1016/10, 
1016/15, .278, 1016/16, .279, 1016/18, zu fassen. 

 
Vizebgm.Berger betont, diesen Punkt sehr ausführlich diskutiert zu haben und seine Stellung habe 
sich gegenüber dem Bauausschuss nicht geändert. Die SPÖ sei der Meinung, dass man diesen 
Beschluss hier und heute nicht fassen sollte, weil man meine, dass damit eine Präjudiz geschaffen 
werde unter Umständen in dem Verfahren wo es um Realteilung gehe. Je nach dem wie dieses 
Verfahren dann ausgehe, sei dieser Bebauungsplan dann Voraussetzung, dass die Entscheidung 
durchgeführt werden könne. Er meine dann als Gemeinde auch noch rechtzeitig dran zu sein, wenn 
man diesen Bebauungsplan zu einem Zeitpunkt beschließe, wo das Gerichtsurteil gefällt sei, egal wie 
es ausgehe, man sollte hier als Gemeinderat nicht in einem schwebenden Verfahren eine 
Entscheidung treffen wo man womöglich die Entscheidung mit der heutigen Entscheidung 
beeinflusse. Daher werde sich die SPÖ heute der Stimme enthalten. 
 
GR.Vogel W. hält deutlich fest, dass Bebauungspläne der Planung der Bebauung dienen und nicht, 
dass man die Bebauung nachträglich einem Plan anpasse. Es handle sich hier möglicherweise sogar  
um eine ganz bewusste Fehlplanung, die man dann über einen Bebauungsplan wieder zu 
sanktionieren versuche. Außerdem höre man ja, dass die beiden Liegenschaften des Herrn König 
mittlerweile schon um 1,4 Mio. Euro angeboten werden, was wie eine Unverfrorenheit wirke, wenn 
man sich vorstelle, dass er damit rechne, dass das Verfahren so ausgehe, dass er diese Grundstücke 
samt den darauf befindlichen Gebäuden verkaufen könne. In Wirklichkeit sei das sogar vielleicht ein 
Versuch dies über einen gutgläubigen Erwerb zu einem Spekulationsobjekt zu machen. Er erachte 
eine Stimme für diesen Bebauungsplan als eine Stimme für  Spekulation. 
 
GR.Hackl gibt beiden Vorrednern inhaltlich Recht und die FPÖ-Fraktion werde ebenfalls nicht 
zustimmen. 
 
GR.Liehmann merkt an, dass hier die Parzellennummern im Gegensatz zu allen anderen Punkten 
fehlen. Komisch finde er auch die Reihung der Tagesordnungspunkte, denn man würde ja mit dem 
Punkt 16 den Punkt 20 präjudizieren. Er bemängle, dass hier auf Grund der Form sogar eine gewisse 
Absicht zu erkennen sei. 
 
GR.Püringer wird sich ebenfalls aus diesen Gründen wie im Bauausschuss enthalten. 
 
Der Bürgermeister erwähnt, dass die grundsätzlichen Bedenken zu diesem Punkt bereits im 
Bauausschuss diskutiert worden seien. Nachdem sich das auch hier im Gemeinderat wieder darstelle 
stelle er den Antrag, 
 diesen Tagesordnungspunkt zu vertagen. 
 
Vizebgm.Berger K. spricht sich gegen die Vertagung aus, weil er meine, dass man Dinge bei denen 
man fürchte dass das Ergebnis nicht so sei, wie man es sich vorstelle, einfach zu vertagen. Er wäre 
dafür den Punkt abzuschließen und einer Entscheidung zuzuführen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag auf Vertagung durch Handheben abstimmen 
und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 13 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  
     
Gegen den Antrag: 18 Stimmen SPÖ-Fraktion: 12  
   FPÖ-Fraktion: 3  
   GRÜNE-Fraktion: 3  
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 2.7.2009                                                                          Seite 14 von 23 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von BA-Obmann Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 13 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  
    
Gegen den Antrag: 9 Stimmen SPÖ-Fraktion: 3 Baran, Püringer, Aigner 
  FPÖ-Fraktion: 3  
  GRÜNE-Fraktion: 3  
    

Stimmenthaltungen: 9 Stimmen SPÖ-Fraktion: 9
Berger K., Stallinger, Berger U., Mayr, 
Berger M., Stockinger, Födinger, 
Kritzinger, Kasper 

 
 
 
 
17. Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf-Siedlung“ – Änderung Nr. 31 

Endgültige Beschlussfassung (Grundsatzbeschluss vom 1.4.2008) 
Erweiterung des Bebauungsplanes im Bereich der neuzuwidmenden Grundstücksteile von  
Nr. 3448/1, 3448/2, 3448/3 u. 3447/2, KG. Seewalchen (Liftinger Alfred, 4863 Seewalchen) 

 
BA-Obmann Schachl: 
In der Stellungnahme der Abt. Raumordnung des Landes OÖ wurde festgestellt, dass keine 
überörtlichen Interessen berührt werden.  
Weitere Stellungnahmen langten nicht ein. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses  
die Änderung Nr. 31 zum Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf-Siedlung“ endgültig zu 
beschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
18. Bebauungsplan Nr. 45 „Sandberg“ – Änderung Nr,. 10 

Endgültige Beschlussfassung (Grundsatzbeschluss vom 22.1.2009) 
Änderung betreffend einer Realteilung des Grundstückes Nr. 1962/9 (Dipl.-Ing. Johann Kolm) 

 
BA-Obmann Schachl: 
Im Stellungnahmeverfahren langten folgende Stellungnahmen ein: 
Land OÖ –Raumordnung:  Wird zur Kenntnis genommen 
Land OÖ – Naturschutz: Kein Einwand 
Landwirtschaftskammer:  keine Interessen betroffen 
Land OÖ – Grundwasserwirtschaft:  Hinweis auf Hochwasserstände 
 
Lachinger Pauline:   
Zustimmung wird definitiv ausgeschlossen 
Zugang nur durch aufwändige zusätzliche Gelände-Grünflächenveränderung und Fällung von 
Altbaumbestand möglich 
Ev. Probleme bei der Versorgung von Strom und Wasser und Kanalanschluss 
 
Franz u. Mathilde Roither: 
Realteilung kann erst erfolgen, wenn für alle drei Besitzer eine befriedigende Lösung der Wegerechte 
gefunden wurde 
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Johann Kolm: 
1. Realteilung wurde bereits im Übergabsvertrag vom 2.2.1956 geregelt 
2. Familie Lachinger wurde im Mai 2008 vom Wunsch nach einer Realteilung informiert 
3. Mit Roither wurde am 20.11.2008 die prinzipielle Vorgangsweise besprochen und festgelegt, dass 

folgende Punkte durch eine Zusatzvereinbarung zu regeln sind: 
• Wasseranschluss   
• Stromanschluss 
• Zugang, Wegerecht 
• Baumpflege 
• Pflege gemeinsamer Zugang 
• Abrechnung Strom/Wasser 

 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses die Änderung Nr. 10 zum 
Bebauungsplan Nr. 45 „Sandberg“, mit der Auflage der von DI. Johann Kolm in seiner 
Stellungnahme zitierten Zusatzvereinbarung mit allen Grundeigentümern, endgültig zu 
beschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
19. Bebauungsplan  

Beratung über die weitere Vorgangsweise betreffend Neuerstellung eines Bebauungsplanes für 
das Grundstück Nr. 1841/46, KG Seewalchen (David Grafitsch) Grundsatzbeschluss vom 
5.2.2009  

 
BA-Obmann Schachl: 
Der Gemeinderat hat am 5.2.2009 den Grundsatzbeschluss betreffend die Neuerstellung eines 
Bebauungsplanes für das Grundstück Nr. 1841/46, KG Seewalchen, gefasst. Mit Schreiben vom 
9.2.2009 wurde der Antragsteller ersucht, dem Ortsplaner den Auftrag für die Erstellung der 
Planunterlagen zu erteilen, der jedoch bis heute nicht erteilt wurde.  
 
Aufgrund einer Mitteilung des grundbücherlichen Grundeigentümers Herrn Franz Roither , dass das 
Grundstück nicht an den Antragsteller verkauft wird, ist aus Gründen der Rechtssicherheit vorteilhaft, 
den Grundsatzbeschluss ersatzlos aufzuheben, damit das gegenständliche Verfahren abgeschlossen 
werden kann.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses den Grundsatzbeschluss vom 
5.2.2009 betreffend die Neuerstellung eines Bebauungsplanes für das Grundstück Nr. 
1841/46, KG Seewalchen, ersatzlos aufzuheben.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
20. Baurecht 

Neuerliche Entscheidung über die Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters betreffend 
Abtragungsauftrag für den Bau auf dem Grundstück Nr. 1016/9, KG Litzlberg (König Melanie, 
Polheimerweg)  

 
Bürgermeister Reiter nimmt seine Befangenheit wahr, nimmt an der Abstimmung nicht teil und 
übergibt den Vorsitz  für TOP. 20 an Vizebgm. Schachl.  
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Vizebgm. Schachl: 
Mit Bescheid des Bürgermeisters vom 20.11.2007 wurde aufgetragen, die bauliche Anlage innerhalb 
von 3 Monaten zu beseitigen. Die dagegen eingebrachte Berufung wurde vom Gemeinderat in seiner 
Sitzung am 14.2.2008 abgewiesen.  
 
Der dagegen eingebrachten Vorstellung wurde mit Bescheid des Amtes der Oö. Landesregierung 
vom 4.11.2008 Folge gegeben, der angefochtene Bescheid behoben und  zur neuerlichen 
Entscheidung an den Gemeinderat zurückverwiesen. Als Grund wurde die zu kurze Bemessung der 
Zeit für die Abtragung angeführt.  
 
Vizebgm.Schachl stellt den 1. Antrag, 

auf das vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten 
 1. Bescheid des Bürgermeisters vom 20.11.2007, Zl. 131-9-27/2005-Sch 

2. Berufung vom 4.12.2007 
3. Vorstellungsentscheidung vom 4.11.2008 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
Der Schriftführer liest den vorliegenden Bescheidentwurf vollständig vor.  
 
 
Vizebgm.Schachl stellt den 2. Antrag, 

die Berufung als unbegründet abzuweisen und den vorliegenden Bescheid zu beschließen. 
 
GR.Liehmann betont, hier sehe man wie peinlich, unangenehm und arbeitsbehaftet derartige Punkte 
seien. Allerdings glaube er, dass einige Sachen von vorne herein nicht klar gewesen seien. Am 
21.8.2005 habe es eine Verhandlung gegeben, die unter anderem  eine massive Forderung von dem 
Sachverständigen mitbeinhaltet habe, Zweifel Mängel etc. Trotz Nichterfüllung dieser Mängel sei 
einen Tag später, am 1.9.2005 bereits der Baubescheid vom Bürgermeister rausgegangen. Solche 
Zeitspannen sprechen für sich, dass solche Probleme anschließend aufkommen. Er ersucht den 
Bürgermeister um eine Stellungnahme bzw. Berichtigung. 
 
AL.Schmidt fragt nach, welche Feststellung der Sachverständige getroffen habe.  
 
GR.Liehmann antwortet, dass er die Verhandlungsschrift nicht gelesen habe, er kenne die Mängel 
nicht aber er habe gehört, dass Mängel festgestellt worden seien.  
 
AL.Schmidt betont, dass nach der mündlichen Verhandlung eine Verhandlungsschrift erstellt werde 
wo der Sachverständige seinen Befund und das Gutachten abgebe. Die Behörde müsse dann werten 
in wie weit sie dem Gutachten Folge leisten müsse und müsse die Bestimmungen abwägen. Dieser 
Bescheid sei seines Erachtens nach in Ordnung und sei auch nicht bekämpft worden. Bei der 
aufsichtsbehördlichen Entscheidung sei über den Inhalt des erstinstanzlichen Baubescheides nicht 
abgesprochen worden, denn dieser Bescheid des Bürgermeisters vom 1.9.2005 sei rechtskräftig. 
Über diesen sei auch heute nicht abzustimmen. 
 
GR.Kaniak  wirft ein, dass so mancher Bürger froh wäre, wenn die Bescheide so rasch erstellt 
würden.  
 
AL.Schmidt  betont, dass es üblich sei, dass nach mündlichen Verhandlungen, wenn alles in Ordnung 
sei, in zwei bis drei Tagen der Bescheid rausgehe und das ist schon seit Jahren so. Nur wo es 
Probleme gebe, dauere es länger. 
 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
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21. Aufschließungsbeitrag 

Neuerliche Entscheidung über die Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 
3.1.2006 betreffend Ablehnung des Ausnahmeantrages für Parz. 1080/1 KG Litzlberg, Hr. Anton 
Gebetsberger und Fr. Theresia Gebetsberger 

 
Bürgermeister Reiter nimmt seine Befangenheit wahr, nimmt an der Abstimmung nicht teil und 
übergibt den Vorsitz an für TOP. 21 an Vizebgm. Schachl.  
 
Vizebgm. Schachl: 
Mit dem Raumordnungsgesetz 1994 wurden die Gemeinden verpflichtet, dem Eigentümer eines 
Grundstückes oder Grundstücksteiles, das im rechtswirksamen Flächenwidmungsplan als Bauland 
gewidmet, jedoch nicht bebaut ist, einen Aufschließungsbeitrag vorzuschreiben.  
Auf Grund dessen wurden die Bescheide des Bürgermeisters vom 18.10.2005 über die 
Vorschreibung des Aufschließungsbeitrages für die Kanalisationsanlage und die öffentliche 
Verkehrsfläche erlassen.  
Mit Eingabe vom 13.11.2005  wurde ein Ausnahmeantrag gemäß § 27 Oö. ROG 1994 idgF. gestellt.  
Mit Bescheid des Bürgermeisters vom 3.1.2006 wurde der Antrag auf Ausnahme vom 
Aufschließungsbeitrag abgewiesen. Die gegen diesen Bescheid eingebrachte Berufung wurde durch 
Gemeinderatsbeschluss vom 31.3.2006 abgewiesen.   
Der dagegen eingebrachten Vorstellung wurde mit Bescheid des Amtes der Oö. Landesregierung 
vom 22.5.2006 Folge gegeben, der angefochtene Bescheid behoben und  zur neuerlichen 
Entscheidung an den Gemeinderat zurückverwiesen.  
In der neuerlichen Entscheidung des Gemeinderates wurde die Ausnahme vom 
Aufschließungsbeitrag für das Grundstück 1080/1, KG Litzlberg erteilt. 
Der dagegen eingebrachten Vorstellung wurde mit Bescheid des Amtes der Oö. Landesregierung 
vom 10.8.2006 Folge gegeben, der angefochtene Bescheid behoben und  zur neuerlichen 
Entscheidung an den Gemeinderat zurückverwiesen.  
 
Gegen die Entscheidung der Aufsichtsbehörde hat die Marktgemeinde Seewalchen eine 
Verwaltungsgerichtshofbeschwerde eingebracht. Der Verwaltungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 
17.11.2008 den Bescheid der Aufsichtsbehörde wegen Rechtswidrigkeit aufgehoben. 
 
In der neuerlichen Entscheidung der Aufsichtsbehörde wurde der Bescheid des Gemeinderates 
neuerlich behoben und die Angelegenheit zur neuerlichen Entscheidung an die Marktgemeinde 
Seewalchen zurückverwiesen. Diesmal mit der Begründung, dass die Berufungsbehörde ihrer 
Entscheidung gegenüber dem ursprünglichen Antrag erweiterte.       
  
Vizebgm.Schachl stellt den 1. Antrag, 

auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
1. Bekämpfter Bescheid vom 7.7.2006  
2. Gegenständliche Berufung vom 16.1.2006 
3. Vorstellungsentscheidung vom 26.3.2009 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
Der Schriftführer liest den vorliegenden Bescheidentwurf vollständig vor.  
 
 
Vizebgm.Schachl stellt den 2. Antrag, 

der Berufung des Herrn Anton Gebetsberger und der Frau Theresia Gebetsberger 
stattzugeben, den Bescheid des Bürgermeisters vom 3.1.2006, Zl. 031/12-14/2004-KS zu 
beheben und zur neuerlichen Entscheidung zurückzuverweisen.  

 
 

Abstimmungsergebnis durch Handheben: mehrheitliche (Stimmenthaltung: Liehmann) Annahme des 
Antrages. 
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22. Kanalanschlussgebühr 

Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 15.4.2009 betreffend Vorschreibung 
einer Kanalanschlussgebühr (Sackel Wolfgang, Litzlberger Straße 24, 4863 Seewalchen) 

 
Bürgermeister Reiter nimmt seine Befangenheit wahr, nimmt an der Abstimmung nicht teil und 
übergibt den Vorsitz an für TOP. 21 an Vizebgm. Berger.  
Vbgm. Schachl nimmt ebenfalls seine Befangenheit wahr und nimmt an der Abstimmung nicht teil.   
 
Vizebgm. Berger: 
Mit Bescheid des Bürgermeisters vom 15.4.2009, Zl. 811-3/1787/2009, wurde den Grundeigentümern 
Sackel Wolfgang und Herta die Kanalanschlussgebühr vorgeschrieben.  
Gegen diesen Bescheid wurde rechtzeitig das Rechtsmittel der Berufung eingebracht.  
 
Vizebgm.Berger stellt den 1. Antrag, 

auf das vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten 
  1.   Bescheid des Bürgermeisters vom 15.4.2009  

2.  Berufung vom 20.4. bzw. 5.5.2009 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
Der Schriftführer liest den vorliegenden Bescheidentwurf vollständig vor.  
 
 
Vizebgm.Berger stellt den 2. Antrag, 

die Berufung als unbegründet abzuweisen und den vorliegenden Bescheid zu beschließen. 
 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
23. Grundverkehr 

Information gem. Oö. Grundverkehrsgesetz-Novelle 2006 
 
Bgm. Reiter: 
Zu folgenden grundverkehrsbehördlichen Verfahren wurde zwischenzeitlich vom Bürgermeister eine 
Stellungnahme abgegeben: 
 
Namen der Vertragsparteien          Gegenstand des Rechtserwerbes  
 
Anton u. Marianne Marx /             Grundstück im Gesamtausmaß  
Erich Marx von 1.834 m² der EZ 479, GrstNr. 173/4  KG. 

Litzlberg (Schenkungsvertrag) 
 
Anton u. Marianne Marx /             Grundstück im Gesamtausmaß  
Gerhard u.Christine Marx von 246 m² der EZ 479, GrstNr. 173/7 KG. 

Litzlberg (Schenkungsvertrag) 
  
Anton u. Marianne Marx /             Grundstück im Gesamtausmaß  
Albert Marx von 1.760 m² der EZ 479, GrstNr. 173/5 KG. 

Litzlberg (Schenkungsvertrag) 
 
Schneeweiss Franz/               Grundstücke im Gesamtausmaß 
Schneeweiss Gabriele           von 1.239 m² der EZ. 106,   
                       GrstNr. 1083/3 u. 1083/25 KG.Litzlberg 
           (Vergleich) 
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Dringlichkeitsantrag Nr. 1 : 
 
Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 u. ÖEK Nr. 1/2004; Änderung  

Grundsatzbeschlussfassung betreffend Umwidmung einer Teilfläche des Grst.Nr. 1016/9, KG 
Litzlberg, von Grünland +106 auf Bauland "Wohngebiet"  

 
Bgm.Reiter: 
Im Zuge der Erstellung eines Bebauungsplanes in Litzlberg wurde von Seiten der Ortsplanung eine 
Änderung des Flächenwidmungsplanes vorgeschlagen, da das Grst. Nr. 1016/9 zwei verschiedene 
Widmungskategorien Bauland und Grünland besitzt.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses den Grundsatzbeschluss zu 
fassen, der Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 sowie der Änderung des ÖEK  
Nr. 1/2004 betreffend Umwidmung einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 1016/7, KG 
Litzlberg im Ausmaß von ca.  1.000 m²  von Grünland GZ1 auf Bauland „Wohngebiet“ 
zuzustimmen.  

 
Dieser TOP wird abgesetzt ! 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 2   
 
Prüfbericht 

über die am 22. Juni 20098 durchgeführte Prüfung 
 
Der Prüfungsausschuss hat in seiner vorläufig letzten Sitzung in dieser Gemeinderatsperiode am 22. 
Juni 2009 die Gemeindekasse überprüft 
 
Obmann GR.Födinger liest den Prüfbericht vor und stellt den Antrag,  

den vorliegenden Prüfbericht zur Kenntnis zu nehmen. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Födinger gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 3 
 
Dienstbarkeiten  

Abschließen von Dienstbarkeitsverträgen 
 
Bgm.Reiter: 
Für die Verlegung von Lichtwellenleiterkabeln sowie von Erdgasleitungen sind Dienstbarkeitsverträge 
mit den jeweiligen Betreibern abzuschließen.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

folgende Dienstbarkeitsverträge abzuschließen: 
 

1. Dienstbarkeitsvertrag mit der OÖ.Ferngas Service GmbH, Linz, betreffend Grst. 2075/31, 
KG Seewalchen (Kompostieranlage)  

  
2. Dienstbarkeitsvertrag mit der OÖ.Ferngas AG, Linz, betreffend Grst. 1031/1, KG 

Litzlberg 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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Dringlichkeitsantrag Nr. 4  
 
Bebauungsplan Nr. 35 „Seewalchen Seeufer“ – Änderung   

Neuerliche Grundsatzbeschlussfassung 
Antrag auf Änderung der Geschossanzahl und Errichtung einer Doppelgarage auf dem Bauplatz 
Nr. 14 (Helga Demmelbauer, Ampflwang) 

 
Bgm.Reiter: 
Frau Helga Demmelbauer beantragte am 4.12.2007  die Änderung des Bebauungsplanes Nr. 35 
„Seewalchen-Seeufer“  betreffend die Erhöhung der max. Geschossanzahl für den Bauplatz 14 
(ehem. Haus Donninger) von derzeit 1 Vollgeschoss auf 2 Vollgeschosse. Ebenso sollte die 
Errichtung einer Doppelgarage ermöglicht werden. Von Seiten des Ortsplaners wurde mit Gutachten 
vom 13.03.2008 festgestellt, dass kein Einwand besteht. 
Der Gemeinderat hat in der Sitzung am 8.5.2008 einer Erhöhung der Geschossanzahl auf 2 
Vollgeschosse nicht zugestimmt, gegen die Errichtung der Doppelgarage keinen Einwand erhoben. 
Dieser Beschluss wurde der Antragstellerin mit Schreiben vom 27.5.2008 mitgeteilt. Am 6.8.2009 
wurde die Beauftragung des Ortsplaners für die Erstellung der Planunterlagen urgiert. Die 
Antragstellerin teilt am 2.9.2009 schriftlich mit, dass das Haus neu geplant werden muss und ersuchte 
um Verlängerung der Einreichfrist. 
 
Mit Eingabe vom 29.6.2009 hat die Antragstellerin nunmehr einen neuen Entwurf vorgelegt. Dabei 
soll die Firsthöhe des zurückgesetzten Obergeschosses mit 6,40 Meter festgelegt werden. Der 
Bestand hat eine Firsthöhe von 5,48 Meter, d.h. eine Erhöhung um 0,92 m). Gegenüber der 
ursprünglichen Höhe von 7,50 Meter bedeutet dies eine Reduzierung um 1,10 Meter). 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den Grundsatzbeschluss vom 8.5.2009 dahingehend abzuändern, dass die Geschossanzahl 
auf 2 Vollgeschosse erhöht wird, wobei die Firsthöhe mit 6,40 Meter begrenzt wird. Der 
Beschluss über die Errichtung einer Doppelgarage bleibt aufrecht.   

 
 
GR.Katamay spricht als Nachbarin der Antragstellerin an, dass man sich nicht querlegen sollte bei  
Wünschen von Menschen die das ganze Jahr über in Seewalchen leben möchten. Es gebe genug 
Häuser die den Generationswechsel nicht überleben die dann oft an Personen gehen, die es dann 
nur als Zweitwohnhaus nutzen. Die Begründung, dass man dann nicht mehr zum See sehe, wenn 
Frau Demmelbauer ein Stockwerk darauf setze, sei auch nicht richtig, denn man sehe von dort aus 
sowieso nicht zum See. Weiters bemerkt sie, dass Frau Demmelbauer nun einen neuen Entwurf 
eingereicht habe. 
 
Vizebgm.Berger K. betont, dass die SPÖ sich das seinerzeit auch nicht vorstellen habe können, weil 
man der Ansicht gewesen sei, dass die Sicht auf den See eingeschränkt wäre. Dazu stehe man auch 
heute noch. Ein Zweitwohnsitz könne dort nicht sein, weil man Verordnungsgebiet sei und in 
Seewalchen keine neuen Zweitwohnbesitze mehr zulasse. So sei die Gesetzeslage. Die SPÖ habe 
zugestimmt  diesen Dringlichkeitsantrag hier und heute zu behandeln, obwohl Frau Demmelbauer 
jetzt über ein Jahr lang gebraucht habe, um mit dem neuen Entwurf zu kommen. Der neue Entwurf 
sehe vor, dass die Firsthöhe gegenüber dem Bestand jetzt um 92 cm höher werde. Man habe sich 
das gut überlegt und sei der Meinung, dass man mit dieser Erhöhung leben könne. Man wolle aber 
dann nicht darüber diskutieren von wo denn diese Firsthöhe weg gemessen worden sei. Daher stelle 
er den Zusatzantrag  

die jetzige Firsthöhe per Geometer feststellen zu lassen, in dem Bescheid die 92 cm 
Erhöhung hineinzunehmen und beim Neubau die Höhe per Geometer wieder zu 
kontrollieren. 

 
Somit könne keine Ungenauigkeit entstehen, denn die  absolute Höhe des Geometers sei ein 
Fixpunkt, da brauche man nicht diskutieren. 
 
AL.Schmidt erläutert, dass das Thema an ihn bereits herangetragen worden sei, warum es keine 
absoluten Seehöhen gebe. Dies sei aber durch einen Geometer festzustellen und koste sehr viel. Bei 
Bestandsbauten habe man bisher immer die Höhe von der Erdgeschossfußbodenoberkante weg 
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gemessen und bei Geschossanzahlerhöhungen, wie in diesem Fall, sei eine fixe 
Erdgeschossfußbodenoberkante, von der aus die Firsthöhe 6,40 Meter betragen werde. Bei 
Neubauten sei es sinnvoll, dass man dort und da einen Höhenfixpunkt festlege, oder eine absolute 
Seehöhe nach Adria, aber in diesem Fall habe man auf Grund der Kosten für eine 
Seehöhenvermessung davon abgesehen. Die Kosten müsste die Gemeinde tragen und man sei 
seitens des Amtes der Ansicht,  dass man durch den bestehenden Fixpunkt 
Erdgeschossfußbodenoberkannte eine gute Kontrollmöglichkeit habe. 
 
Vizebgm.Berger K. ist der Meinung, dass der Konsenswerber als entsprechendes Entgegenkommen 
diese Unterlagen zu bringen habe. Dann könnte man sich in Zukunft jede Diskussion ersparen. 
 
AL.Schmidt  stellt klar, dass es gesetzlich nicht erlaubt sei, die Kosten für diese Höhenfeststellung 
umzulegen. 
 
GR.Kaniak kann sich im Sinne der zukünftigen Entwicklung der Gemeinde mit diesem Kompromiss 
abfinden. Die Entwicklung der Pfarrerbroatn werde hier grundsätzlich nicht beeinträchtigt.  
 
GR.Huber F. erachtet die Kotierung nach den absoluten Zahlen als wichtig und spricht sich daher für 
den Antrag aus. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Vizebgm. Berger gestellten Zusatzantrag durch Handheben 
abstimmen und stellt ein einstimmiges Abstimmungsergebnis fest. 
 
 
 
 
24. Allfälliges 
 
a)  GR.Hackl bedankt sich für die großteils konstruktive Zusammenarbeit der letzten 6 Jahre. Er 

werde im Oktober in den Nationalrat nach Wien wechseln, werde aber dem Gemeinderat 
Seewalchen sicher erhalten bleiben wenn auch vielleicht nicht in der Funktion des 
Fraktionsobmannes aber als einfaches Gemeinderatsmitglied. Er wünscht schönen Urlaub, 
bzw. schönes Arbeiten und einen kurzen Wahlkampf. 

 
b)  GV.Gaisbichler bedankt sich auch seitens der ÖVP-Fraktion für die Zusammenarbeit und 

wünscht Herrn Hackl alles Gute im Nationalrat. 
 
c)  Vizebgm.Berger K. bedankt sich beim Amt für die Unterstützung und auch dafür, dass die 

Zusammenarbeit eine Gute für Seewalchen gewesen sei. Leider habe man sich im letzten 
halben Jahr bei einem Punkt nicht einigen können. Man sei allerdings guter Dinge, dass man im 
Herbst mit neuen Fakten eine Einigung zusammenbringe. Er ersucht jetzt schon um gute 
Zusammenarbeit für die neuen Gemeinderäte, er bedankt sich auch bei jenen, die dann nicht 
mehr dabei sein werden. Er ersucht um eine faire Wahlauseinandersetzung. Abschließend 
wünscht auch er Herrn Hackl alles Gute in Wien und allen eine schöne Sommerpause. 

 
d)  GR.Vogel W. hat in den 6 Jahren bemerkt, dass es eine Menge Leute gibt, die eine Arbeit 

erledigen, die kaum bezahlt und nicht sehr bedankt sei. Daher verabschiedet er sich mit großer 
Hochachtung von diesem Gemeinderat. Er bedankt sich und wünscht Herrn Hackl alles Gute für 
die neue Aufgabe in Wien. 

 
e)  GR.Berger U. betont, in den letzten 12 Jahren seien viele Projekte geschaffen worden. Sie 

bedanke sich bei alles Ausschussmitgliedern für die gute Zusammenarbeit. Sie werde nicht 
mehr Ausschussvorsitzende sein. 

 
f)   GR.Aigner H. verabschiedet sich auch aus diesem Gremium. Er werde dem nächsten 

Gemeinderat nicht mehr angehören und entschuldigt sich, wenn er dem Einen oder Anderen zu 
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Nahe getreten sei. Er wünsche dem zukünftigen Gemeinderat viel Gespür zum Fortschritt für 
Seewalchen. 

 
g)  GR.Püringer empfand es schön 13 Jahre lang für Seewalchen zu arbeiten und er bedankt sich 

für die gute Zusammenarbeit und wünscht für die neue Periode viel Glück. 
 
h)  GR. Födinger schließt sich den Glückwünschen an und bedankt sich bei den Mitgliedern des 

Prüfungsausschusses für die gute Zusammenarbeit. 
 
i)   GR.Födinger betont, dass das Strandbad Seewalchen als Perle unserer Tourismusgemeinde 

gelte. Leider habe er feststellen müssen, dass es da viele Umstände gebe, die nicht sehr positiv 
seien. Beginnend damit, dass es offensichtlich aus technischen Gründen am Sonntag 
geschlossen gewesen sei. Auch das Unkraut auf dem gepflasterten Areal kritisiert er. 
Außerdem habe er gehört, dass heuer ein Bademeister engagiert worden sei, der die fachlichen 
Prüfungen nicht absolviert habe. Er ersuche er um Aufklärung. Weiters solle die Pächterin den 
Hund auf der Badewiese rumlaufen lassen. 

       
AL.Schmidt erwähnt, dass man seit vorigem Jahr einen neuen Pächter, Frau Hüttmayr, habe. 
Die Sache mit dem Hund sollte mittlerweile eingestellt sein. Am Wochenende sei der See 
übergetreten, weshalb zugesperrt wurde, damit die Liegewiese nicht kaputt werde. Man werde 
auch demnächst etwas gegen eine Jugendgruppe unternehmen. Es sei schwierig und die 
Pächterin habe nicht nur das Buffet,msondern auch die Bademeister über. Aber man habe auch 
positive Rückmeldungen.  

 
j)  Vizebgm.Berger K. bedankt sich auch bei Frau Wixinger, die immer als Zuhörer in die         

Gemeinderatssitzungen komme. 
 
k)  GR.Püringer betont dass bei der Promenade Eingang-Mauer etwas weggebrochen sei. Die 

ganze Seite der Mauer weise einen Spalt auf und gehöre befestigt. 
 
l)     GR.Liehmann fragt ob es etwas Neues bezüglich Hafen gebe. 

Der Bürgermeister antwortet, dass es eingereicht sei und es nichts Neues gebe. 
 
m)  GR.Liehmann betont, dass im Strandbad vom Personal geraucht, werde in Zonen wo 

Rauchverbot  herrsche. 
 
n)   AL.Schmidt bedankt sich persönlich aber auch namens der Belegschaft für das Vertrauen und 

Entgegenkommen und wünscht Herrn Hackl für seine neue Aufgabe sowie dem gesamten 
Gemeinderat alles Gute. 

 
 
Der Bürgermeister bedankt sich für 6 Jahre sehr intensives Arbeiten auf allen Bereichen und allen 
Ebenen. Man habe ein schönes Arbeitspensum erreicht. Er bedankt sich bei Allen die in der nächsten 
Periode nicht mehr mit dabei sein werden, bei jenen die weiter dabei sein werden und vor allem auch 
bei den Ersatzleuten und die Tätigkeit in den Fraktionen, die auch nicht zu unterschätzen sei. Er 
werde sich auch weiterhin bei vollem Engagement wieder um den Job bewerben.  
 
Weiters spricht er seinen Dank an Herrn Schmidt und seinem Team im Rathaus aus, besonders aber 
Herrn Schmidt, der den Bauamtsleiter in den letzten Wochen ersetzen habe müssen. Auch die 
Großprojekte in den letzten Jahren habe er immer sehr ambitionell abgewickelt.  
 
Auch Herrn Hackl Gratulation und alles Gute in Wien. Schön, dass man im Nationalrat einen 
Fürsprecher direkt aus dem Ort habe. 
 
 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 7.5.2009 wurden keine Einwendungen erhoben. 
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Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:55 Uhr.  
 
 
 
      Der Schriftführer:                         Der Vorsitzende: 
 
 
........................................................              ........................................................   

(AL. Hans Schmidt)                        (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 
 
 

Gegen die Verhandlungsschrift der Sitzung vom 2.7.2009 wurden keine Einwendungen erhoben und 
ist somit genehmigt.  
 
 

Der Vorsitzende: 
 
 

(Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 

 
 

Für die SPÖ-Fraktion:                Für die ÖVP-Fraktion: 
 
 
........................................................           ........................................................ 
  (Vizebgm. Ing. Kurt Berger)                      (GV. Gaisbichler Stefan) 
 
 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                Für die GRÜNE-Fraktion:    
       

 
........................................................            ........................................................ 
   (GR. Ing. Heinz Hackl)                       (GR.Wolfgang Vogel)   


